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a) Ein Zahlungsdiensterahm envertrag (G irovertrag) stellt ei­
nen G eschäftsbesorgungsvertrag dar, der durch die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens erlischt.
b) D ie  Freigabe von Verm ögen aus der selbständigen T ätig­
keit erfasst Forderungen, die vor W irksam werden der Freiga­
beerklärung entstanden sind, auch dann nicht, wenn sie  au f die 
bisherige selbständige Tätigkeit des Schuldners zurückgehcn.
c) Eine H onorarforderung eines Zahnarztes gegen einen P ri­
vatpatienten gehört zum  Verm ögen des Schuldners, sobald  die 
Leistung erbracht ist und ein Gebührentatbestand erfüllt ist.
d) Eine H onorarforderung eines Vertragszahnarztes gegen
die Kassenzahnärztlichc Vereinigung gehört m it A bschluss 
des Q uartals, in dem  der Vertragszahnarzt vertragszahnärzt- 
liche Leistungen erbracht hat, und der Vorlage der entspre­
chenden A brechnung bei der Kassenzahnärztlichen Vereini­
gung zum  Verm ögen des Schuldners. F ü r die Z uordnung von 
Abschlagszahlungen der Kassenzahnärztlichen Vereinigung 
kom m t cs au f den Zeitpunkt ihrer Zahlung an............................  212

a) Wer in der Zw angsversteigerung ein G ebot in der A bsicht 
abgibt, das Bargebot nicht zu entrichten oder zu hinterlegen, 
handelt sittenw idrig im Sinne von § 826 B G B .
b) F ü r die A bsicht eines Bieters, das Bargebot nicht zu entrich­
ten oder, zu  hinterlegen, spricht eine tatsächliche Verm utung, 
wenn er zum  einen bei der A bgabe des G ebots verm ögenslos 
ist oder bereits in anderen Zw angsversteigerungsverfahren 
den Zuschlag erhalten, das B argebot aber nicht rechtzeitig bis 
zu dem  Verteilungsterm in entrichtet oder hinterlegt hat und 
zum  anderen auch in dem  in Rede stehenden Verfahren das 
Bargebot nicht rechtzeitig entrichtet oder hinterlegt.
c) Begründen konkrete Tatsachen den Verdacht, dass mehrere
Personen unter V erfolgung verfahrensfrem der Ziele kollusiv 
mit dem jenigen zusam m engew irkt haben, der als Bieter in ei­
nem Zwangsversteigerungsverfahren den Zuschlag erhalten, 
das Bargebot aber bis zu dem  Verteilungsterm in nicht entrich­
tet oder hinterlegt hat, tragen sie die sekundäre D arlegungs­
last für die Behauptung, ein solches Zusam m enw irken habe 
nicht Vorgelegen; d ies gilt auch, wenn sich das Zusam m en­
w irken über mehrere Versteigerungen desselben G rundstücks 
erstreckt und auch dann, wenn in den jew eiligen Versteige­
rungsterminen verschiedene Bieter auftreten, die an dem  ge­
meinsamen Vorgehen beteiligt sind............................................. . 229

a) H at der A m tsträger durch eine fehlerhafte Belehrung über 
den Inhalt seiner A m tspflichten deren Verletzung gegenüber 
dem G eschädigten verdunkelt, ist diesem  -  wenn und solange 
er keinen konkreten A nlass hat, an der R ichtigkeit der erteil­
ten A uskunft zu  zw eifeln -  die Erhebung einer Am tshaftungs­
klage ebenso un zum utbar wie bei einer objektiv unübersicht­
lichen oder unklaren Rechtslage.
b) Verkündet der G eschäd igtein  einem V orprozess, m it dem  er 
auch im Erfolgsfall nur E rsatz  eines Teils seines Schadens von ei­
nem D ritten erlangen kann, dem  A m tsträger den Streit, hemm t
dies die Verjährung des gesam ten Ä m tsh aftun gsan spruchs.... 253
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